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13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1193 


25. 04. 95 


Antrag 

der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Winfried Nachtwei, Dr. Antje Vollmer 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Errichtung einer Bundesstiftung „Entschädigung für NS-Unrecht“ 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen 
Gesetzentwurf für eine Bundesstiftung „Entschädigung für NS- 
Unrecht" vorzulegen. Das Stiftungsgesetz soll mindestens fol- 
gende Grundsätze verwirklichen: 

1. Zugangsberechtigung für alle Verfolgten 

Ziel der Stiftung ist, daß alle Menschen, die nationalsozialisti- 
scher Verfolgung ausgesetzt waren, auch als Opfer des Natio- 
nalsozialismus anerkannt werden und grundsätzlich laufende 
materielle Leistungen zur Entschädigung erhalten. National- 
sozialistische Verfolgung ist jede nationalsozialistische Un- 
rechtsmaßnahme gegen Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit, 
Berufsausübung und Vermögen. Leistungsberechtigt sind alle 
durch NS-Unrechtsmaßnahmen geschädigten Personen, die 
bisher keine oder keine angemessene Entschädigung erhalten 
haben. Als durch NS-Unrechtsmaßnahmen Geschädigte mit 
einem grundsätzlichen Leistungsanspruch sind insbesondere 
anzuerkennen: 

a) Verfolgte im Sinne des § 1 des Bundesentschädigungsgeset- 
zes (BEG), auch wenn sie Antragsfristen nach diesem Gesetz 
oder dem BEG-Schlußgesetz versäumt haben oder Stich- 
tags- und Wohnsitzvoraussetzungen nicht erfüllen konnten, 

b) Sinti und Roma, die durch NS-Unrechtsmaßnahmen geschä- 
digt wurden, 

c) Personen, die wegen Verstoßes gegen das Heimtückegesetz 
oder ähnliche typische NS-Gesetze oder Erlasse aus Grün- 
den der Ablehnung des Nationalsozialismus und dessen 
Ideologie inhaftiert waren, 

d) Wehrdienstverweigerer, Deserteure und andere Personen, 
die durch die NS- Militär justiz oder Sondergerichte aufgrund 
nationalsozialistischer Ideologie oder zu einer der Verhält- 
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nismäßigkeit nicht entsprechenden Strafe verurteilt worden 
sind, 

e) Personen, die wegen ihrer Lebensweise oder Lebensum- 
stände als - im Sinne der NS-ldeologie - gemeinschaftsstö- 
rend behandelt (z.B. „Querulanten", „Arbeitsscheue", 
„Wohnungslose") und als solche geschädigt wurden, 

f) Homosexuelle, die insbesondere aufgrund von § 175 StGB 
nationalsozialistischen Unrechtsmaßnahmen ausgesetzt 
waren, 

g) Personen, die wegen tatsächlicher oder unterstellter Krank- 
heit oder Behinderung als sogenannte Minderwertige 
Zwangsmaßnahmen (z.B. durch Zwangseinweisungen in 
Tötungsanstalten, durch Zwangssterilisation oder Zwangs- 
abtreibung oder medizinische Versuche) ausgesetzt waren, 

h) Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter, 

i) Personen, die bisher aufgrund § 6 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BEG 
von Leistungen ausgeschlossen waren. 

Antragsberechtigt sind auch der überlebende Ehegatte, der 
langjährige Lebenspartner, die Kinder und die Eltern der von 
nationalsozialistischen Gewalt- und Unrechtsmaßnahmen un- 
mittelbar betroffenen Opfer, wenn sie von den gegen diese 
gerichteten Maßnahmen erheblich mitbetroffen worden sind. 

Bei der Vergabe der Mittel muß eine Beweislastumkehr zugun- 
sten der Verfolgten eingeführt werden, d. h., den Behörden ob- 
liegt die Beweispflicht, wenn sie die Angaben von Verfolgten 
anzweifeln. 

2. Beteiligung der Verfolgtenverbände 

Die Organisationen der Verfolgten müssen in angemessener 
Weise bei den Verfahren über die Vergabe der Mittel mitent- 
scheiden. Insbesondere sollen folgende Verbände im Stiftungs- 
rat vertreten sein: 

Arbeitsgemeinschaft verfolgter Sozialdemokraten, 
Bundesverband der „Euthanasie "-Geschädigten und Zwangs- 
sterilisierten e. V., 

Bundesverband Information und Beratung für NS-Verfolgte 
e. V., 

Bundesvereinigung Opfer der Militärjustiz e. V., 
Interessenverband ehemaliger Teilnehmer am antifaschisti- 
schen Widerstand, 

Verfolgter des Naziregimes und Hinterbliebener, 
Interessengemeinschaft ehemaliger Zwangsarbeiter unter dem 
NS-Regime, 

Schwulenverband in Deutschland e. V., 

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes, 

Zentralrat Deutscher Sinti und Roma, 

Zentralrat der Juden in Deutschland. 
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3. Angemessene Altersversorgung 

Grundsatz der Stiftung soll eine Entschädigung nach dem Prin- 
zip einer angemessenen Altersversorgung für alle NS-Opfer 
sein. Die Leistungen sollten sich an dem Berliner „Gesetz über 
die Anerkennung und Versorgung der politisch, rassisch oder 
religiös Verfolgten des Nationalsozialismus (PrVG)" vom 
13. September 1958 i. d. F. vom 21. Januar 1991 orientieren. 
Dieses sieht für alle anerkannten Verfolgten eine monatliche 
einkommensunabhängige Rente von 500 DM sowie im Bedarfs- 
fall eine einkommensabhängige Ausgleichsrente von bis zu 
1 100 DM vor. Bei Aufenthalt in einem Altenpflegeheim soll 
wenigstens ein auf andere Sozialleistungen anrechnungsfreies 
Taschengeld von 250 DM gezahlt werden. 

Bonn, den 25. April 1995 

Volker Beck (Köln) 

Winfried Nachtwei 

Dr. Antje Vollmer 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Der Umgang mit den Opfern des Nationalsozialismus ist ein 
wichtiger Prüfstein für die demokratische Kultur in der Bundes- 
republik Deutschland. Der 8. Mai 1995 sollte für den Deutschen 
Bundestag Anlaß und Verpflichtung sein, allen Verfolgten des 
NS-Regimes endlich Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. 

50 Jahre nach Ende der nationalsozialistischen Herrschaft bleibt 
vielen Opfern des Nationalsozialismus eine volle Rehabilitierung 
vorenthalten. Eine umfassende Entschädigung für NS-Unrecht ist 
nicht erfolgt. Ganzen Opfergruppen wurde die Anerkennung als 
Verfolgte im Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) 
versagt, zum Beispiel den Zwangsarbeiterinnen und Zwangs- 
arbeitern, Zwangssterilisierten, „Euthanasie -Geschädigten, 
Schwulen, Kommunistinnen und Kommunisten, sogenannten 
„Asozialen"', Opfern der NS-Militärjustiz sowie vielen Sinti und 
Roma. Sie haben noch heute mit Mißachtung und Diskriminierung 
zu kämpfen. 

Die rigoros engen Fristen in den Entschädigungsgesetzen grenz- 
ten auch viele jüdische Verfolgte aus. Viele jüdische und aus 
politischen Gründen Verfolgte sowie Sinti und Roma wurden 
zudem in den 50er Jahren mit einer einmaligen Zahlung von 
wenigen hundert DM Haftentschädigung abgespeist. Viele Ver- 
folgte scheiterten auch an den gesetzlich normierten Wohnsitz- 
und Staatsangehörigkeitsbestimmungen. 

Die Mehrheit des Deutschen Bundestag hat in der 10. und 
11. Wahlperiode mehrfach Initiativen zur Errichtung einer Stif- 
tung „Entschädigung für NS-Unrecht" abgelehnt. Die ab 1980 
erlassenen verschiedenen Härteregelungen des Bundes haben 
sich als unzureichend erwiesen. Die Vergabepraxis des Bundes- 
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ministeriums der Finanzen wird vielfach von Verfolgtenverbän- 
den als „willkürlich, ungerecht und teilweise nicht nachvollzieh- 
bar"' geschildert. 

Zudem ist das verwirrende Regelungswerk mit einer Vielzahl 
unterschiedlicher Härtefonds für die oft hochbetagten Betroffenen 
kaum noch überschaubar. Die Dokumentation des Bundesmini- 
steriums der Finanzen über „Härteregelungen des Bundes zur 
Entschädigung von NS-Unrecht" vom Oktober 1994 hat nun er- 
neut deutlich gemacht, daß die Härteregelungen dem Anspruch 
einer schnellen und unbürokratischen Hilfe für die Opfer des NS- 
Regimes nicht gerecht werden. 

Bei der Härteregelung für NS-Verfolgte nicht jüdischer Abstam- 
mung wurden 13 024 Anträge positiv, aber 14 133 negativ beschie- 
den. Beim Wiedergutmachungsdispositionsfonds stehen 209 An- 
erkennungen 586 Ablehnungen entgegen. Beim Härtefonds nach 
dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz wurden für Verfolgte, die 
nicht zum Personenkreis der Zwangssterilisierten zählen, 424 Ein- 
malleistungen bewilligt, aber 1 324 Anträge abgelehnt. Laufende 
Leistungen nach den AKG -Härterichtlinien wurden lediglich in 
138 Fällen gewährt und in 200 Fällen abgelehnt. Besonders be- 
drückend ist die Situation bei der ergänzenden Regelung über 
Entschädigungen für Opfer des Nationalsozialismus im Beitritts- 
gebiet. Von den insgesamt 1 143 Anträgen wurden nur 37 positiv 
beschieden. Die AKG-Härterichtlinien gewähren keinen Rechts- 
anspruch auf Leistungen und umfassen vielfach nicht die Scha- 
denstatbestände, für die das BEG eine Entschädigung vorsieht. 
Besonders gravierend hat sich als Ausschlußpraxis erwiesen, daß 
Geschädigte schon bei einem sehr geringen Eigeneinkommen 
oder Familieneinkommen grundsätzlich eine Leistung verwehrt 
wird. Auch der Grundsatz der Härteregelungen, die im wesent- 
lichen Einmalzahlungen bis zur maximalen Höhe von 5 000 DM 
und nur in Ausnahmefällen laufende Leistungen vorsehen, muß 
zugunsten einer Rentenregelung korrigiert werden. 

Es kann nicht angehen, daß NS-Verfolgte in vielen Rechtsberei- 
chen materiell schlechter gestellt sind als NS-Täter oder Wehr- 
machtsangehörige. Alle NS-Verfolgte haben Anspruch auf einen 
Lebensabend in Würde ohne materielle Not. Dieser Verantwor- 
tung muß sich der Deutsche Bundestag 50 Jahre nach Kriegsende 
stellen. 

Angesichts der Probleme bei den Härtefonds, die von der Bundes- 
regierung verwaltet werden, scheint es zweckmäßig, jetzt eine 
Form der Entschädigung zu finden, die von der Regierung unab- 
hängig ist. Dafür bietet sich die Rechtsform einer Stiftung des 
öffentlichen Rechts an, die vom Deutschen Bundestag zusammen 
mit den Ländern als einzelgesetzliche Regelung zu erlassen ist. 

Die Erfahrungen aus den Härtefonds bzw. Stiftungen der Länder 
haben gezeigt, daß die angemessene Beteiligung von Vertretern 
und Vertreterinnen der Verfolgtenorganisationen von großer Be- 
deutung ist. Die Landesverwaltungen bewerten die Arbeit der 
Beiräte aus Verfolgtenorganisationen durchweg positiv. 

Um die Mängel der Bundesentschädigungsregelungen zumindest 
teilweise auszugleichen, hat eine Reihe von Bundesländern Lan- 
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deshärtefonds bzw. Landesstiftungen eingeführt. Richtungswei- 
send ist insbesondere die Regelung des Landes Berlin, das Ende 
1990 mit der 12. Änderung des „Gesetzes zur Anerkennung und 
Versorgung der politisch, rassisch und religiös Verfolgten" (GVBl. 
Berlin, S. 2206) einen gleichen gesetzlichen Versorgungsanspruch 
für alle NS-Opfer geschaffen hat. Der Kreis der Antragsberechtig- 
ten wurde erheblich erweitert. Hervorzuheben ist auch der hessi- 
sche Landeshärtefonds von 1992, der neben Einmalzahlungen 
auch laufenden Leistungen bis zu 614 DM monatlich ermöglicht. 

Das PrVG will über Grund- und Ausgleichsrenten sowie Freibe- 
träge sicherstellen, daß jede und jeder Verfolgte über ein monat- 
liches Gesamteinkommen von mindestens 2 000 DM verfügen 
kann. Die folgenden Prinzipien des PrVG sollten auch einer Bun- 
desstiftung zugrunde gelegt werden. 

Das Berliner PrVG gewährt anerkannten Verfolgten eine monat- 
liche Grundrente von 500 DM und im Bedarfsfall eine Ausgleichs- 
rente für Alleinstehende von bis zu 1 100 DM, für Verheiratete von 
bis zu 1 300 DM. Sind beide Ehepartner als Verfolgte anerkannt, 
so erhält jeder eine Grundrente von 500 DM und eine Ausgleichs- 
rente von bis zu 1 100 DM. Erhalten die nach dem PrVG Renten- 
berechtigten Renten aufgrund der Vorschriften über die Entschä- 
digung der Opfer nationalsozialistischer Verfolgung, werden 
diese auf die Grund- und Ausgleichsrenten nach dem PrVG ange- 
rechnet. Leistungen aus der Kriegsopferversorgung werden nicht 
auf die Grundrente angerechnet. Sonstiges Nettoeinkommen der 
Rentenberechtigten nach dem PrVG wird nur auf die Ausgleichs- 
renten angerechnet, soweit es bei Alleinstehenden einen Freibe- 
trag von 400 DM, bei einem Verheirateten einen Freibetrag von 
800 DM übersteigt. Haben beide Ehegatten sonstiges Einkom- 
men, so steht ihnen gemeinsam ein Freibetrag von 800 DM zu. 
Sind beide Ehepartner nach dem PrVG rentenberechtigt, so wird 
das nach der Anrechnung verbleibende sonstige Nettoeinkom- 
men des einen Ehegatten auf die Ausgleichsrente des anderen 
angerechnet. Leistungen nach dem Sozialhilferecht (BSHG, 
WoGG) gelten nicht als Einkommen. Leistungen nach dem PrVG 
werden nicht auf die Sozialhilfe angerechnet. 

Gegen eine Bundesstiftung zur Entschädigung von NS-Unrecht 
wurde immer auch der Einwand erhoben, diese sei nicht zu 
finanzieren. Was dem kleinen Land Berlin möglich ist, sollte auch 
für die Bundesregierung zusammen mit den Ländern machbar 
sein. Die Bundesländer würden in diesem Kontext ihre jeweiligen 
Landeshärtefonds und Landesstiftungen auflösen können. 

Es ist davon auszugehen, daß in einer Großstadt wie Berlin ein im 
Vergleich zum gesamten Bundesgebiet höherer Anteil von NS- 
Verfolgten lebt. Angesichts der Schwere der Verfolgtenschicksale 
und der Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland für die- 
sen Personenkreis darf hier nicht an der falschen Stelle gespart 
werden. 
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